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Zum Ordnungsrecht der Vorsitzenden
kommunaler Organe
1. Einleitung
Kommunal es ,.,Verfassungs"recht gibt dem Juristen immer wieder
einmal Überraschungen auf . Manch' eine Entscheidung wird hier
- notwendigerweise - rasch. zuweilen jedoch vorschnell getroffen
und alsbald vollzogen. Hemach müssen dann die Verwaltungsge-
richte versuchen , gute Miene zu zeigen. Dabei erweist sich des
öfteren, daß kommunales Organisations- und allgemeines Verwal-
tungsverfahrensrecht trotz scheinbar klarer Abgrenzung der
Anwendungsbereiche (Art . 1 Abs . 1 Hs. 2 BayVwVfG) doch
mannigfache Verzahnungen aufweisen, die vor Ort , in den kom-
munalen Gremien, offenbar wenig bekannt, auch kaum ohne wei-
teres evident sind. Selbst zwei neuere Urteile des Bayerischen
Verwaltungsgerichtshofs lassen sich hier nicht eben leicht auf einen
Nenner bringenI.
Z. Grenzen der Beratungsfreiheit
Wenn es im Hauptorgan einer Gebietskörperschaft oder dessen
1 Urt. vom 29. 7. 1987, BayVBI. 1988, 16 f .; Besehl. vom 6. 10. 1987,
BayVBI. 1988,83 ff.
Ausschüssen "hoch her geht" - wobei Kont roversen nicht allein
zwischen den "Fraktionen" , sondern anscheinend auch inmitten
dieser Gruppierungen ausbrechen mögen - , so obliegt es auf allen
drei kommunalen Ebenen zunächst dem Vorsitzenden, für die
Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der Ordnung zu sorgen
(Art. 53 Abs. 1 GO, Art . 47 Abs. 1 LkrO, Art . 44 Abs. 1 BezO;
ferner Art. 37 Abs. 1 Satz 2 LV.m. Art. 27 Abs . 1 Satz 1
KommZG; Art. 6 Abs. 4 Satz 1 VG emO). Seine Aufgabe und
seine Befugnisse hierbei sind freilich nicht außergewöhnlich, son-
dem finden sich in der Sache so ode r doch ähnlich bei jedem Leiter
hoheitlicher, ja selbst privater Veranstaltungen", Nachdem freilich
jedenfalls in Parlamenten, aber auch in sonstigen Kollegialorganen
die Willensbildung in Rede und Gegenrede institutionalisiert ist ,
ihnen ..Beratung" teilweise ausdrücklich als wesentliches Proce-
dere aufgegeben- und gerade dabei der Öffentlichkeitsgrundsatz
mit Sinn erfüllt wird" , stellt sich die Maxime ..ausreden lassen "
nicht bloß als ein nobile officium des Verhandlungsleiters dar,
sondern dem einzelnen Gremiumsmitglied erwächst aus Teil-
2 S. zum Parlament: Art . 40 Abs . 2 Satz 1 GG; Art. 21 Abs . 1 BV; zur
Gerichtsbarkeit : §§ 176 ff. GVG . § 55 VwGO ; s. ferner §§ 8, 10 f.
VerslG; Schlosser, Verein s- und Verbandsgerichtsbarkeit, 1972, S. 37 ff.
3 Z .B. Art. 24 Abs. 2 Satz 2 BV; Art. 46 Abs . 2 Satz I , 49 Abs . 1 GO;
§§ 24, 78ff. GeschOBT.
4 Dazu Gramlich, DÖV 1982, 1391145 f .
nahme- und Mitberatungsrecht ein Anspruch darauf. nur in gra-
vierenden Fällen in seinen Äußerungsmöglichkeiten beschnitten
zu werden. Freilich geht es dabei nicht um das Staatsbürgerrecht
der Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG , Art. 110 Abs. 1
Satz 1 BV), auch dann nicht , wenn (etwa) ein Gem einderat smit -
glied in der Tat "(e rheblich) stö rt" , denn dieses Verhalten ist dann
zwar widerrechtlich, aber stets noch im Rahmen des (Ehren-)
Amtes und nicht (insoweit) das Handeln einer Privatpersorr' .
Jedenfalls kommen auch hier keine Maßnahmen gegen eine
bestimmte Meinung als solche in Betracht; der Gang der Beratun-
gen vermag nur durch und/oder auf G rund ..allgem einer" Gesetze
im Sinne des Art . 5 Abs . 2 GG gelenkt werden. Selbst damit iSI
allerdings - ausweislich der weit eren Schranke do rtselbst - kein
Freibrief für persönl iche Injurien , Ehrverletzungen geschaffen ;
ande rerseits muß sich ein Ordnungsruf auch nicht allein an der
Form einer Äuße rung, eines Verh altens ausri chten. O b freilich
Kausalitätserwägungen stets weiterhelfen werden oder nicht viel-
mehr zu dem absurde n Ergebnis füh ren könn(t )en . niemand sei
eigentlich so recht für das Überschreiten der Erheblichkel ts-
schwelle vera ntwortlich? Au ch das Motiv de r ..Störung " , dem das
OVG Lüneburg unlängst einige Bedeutung bei maß'', wird selten
offen zutage tret en . dann freilich bei der Ermessensausübung nicht
außer acht bleiben dürfen . Daß sohin hier wie ande rswo Sanktio-
nen eine ultima ratio dars tellen (sollten) , schließt deren Zulässig-
keit im einzelnen Fall jedoch nicht aus . Spätestens dann kann im
Hinblick auf die Du rchsetzung wie auf hierge gen eröffnete Rech ts-
behelfe der Antwort auf die Frage nach der rechtlichen Qualifizie-
rung des Au sschlusses von der weiteren Beratungsteilnahme (und
ggf. eines Saalverweises) nicht ausgewichen werd en .
3, Sitzungsausschluß und Saalnnt'eis als Vent'altungsakte
a) Die Entscheidung des BayVGH vom 29. 7. 1987 bringt hierzu
Klarstellungen. die offenbar dringend geboten waren , denn
immerhin haben erste r Bür germ eister und Gemeinderat die
getroffene(n) Maßn ahme(n) als Verwaltungsakt(e) erachtet . und
das Landratsamt als Wide rspruchsbehörde teilte diese Ansicht.
Der BayVGH ist anderer Auffassung; folgeri chtig wird ein Wider-
spruch des Ge maßregelten als (an sich) unstatthaft ange sehen und
zudem weder Anfe chtungs- noch , da Erledigung durch Zei tablauf
vor Klageerh ebung eintreten dürfte . Fortsetzungsfeststellungs-
klage entsprechend (nicht: gemäß) § 113 Abs. 1 Satz 4 VwGO
zugelassen. sonde rn (a llein 1) eine allgemeine Festst ellun gsklage
nach § 43 Abs. I VwGO1 .
b) Auf den ersten Blick erscheint diese Ansicht eminent praxis-
nah . Ihr zufolge beda rf es keiner Anordnung sofortiger VolIzie-
hung (§ 80 Abs . 2 Nr. 4 VwGO) als notw end iger Vollstreckun gs-
voraussetzung (Art . 19 Abs. 1 Nr. 3 VwZVG), und mithin ist
auch eine Begründun g des beso nde ren (öffenllichen) Interesses
übe rflüssig. De r regelmäßig mangels Schriftli chkeit vorliegend e
Verst oß gegen § 80 Abs. 3 Satz I VwGO kommt daher nicht zum
Tragen . Ebenfalls müßig würde der Streit darüber, ob hier - wie
bei Verkehrueichen8 - § 80 Abs . 2 Nr. 2 VwGO analog anzuwen-
den ist, eine These . für die das OLG Karlsruh e allerdings den
Nachweis einer Regelun gslücke schuldig blieb 9 • Und schließlich:
Da wohl immer eine richterliche Kassation ins Leere liefe - sei es,
weil das ausgeschlossene Mitglied längst wieder teilnehmen darf,
sei es, weil seine Gremiumszugehörigkeit mit Abl auf der Amtszeit
oder sonst gänzlich ende te - . bietet sich vom Begeh ren her ohne-
hin nur die Wahl zwischen zwei Feststellun gsklagen an . Beim Her-
anziehen des § 43 Abs . I VwGO aber brauchen keine Streitfrag en
zu etwaigen Klagefristen ausgetragen zu werden '", weil hier einzig
Verwirkun g einschlägig sein kann .
5 Vgl. J. Hofma nn, BayVBI. 1984. 747n49 gegenü ber BGyYcrfGH,
8 ayVBI. 1984, 621/623 f., sowie BY~rwG, BayVBI. 1988. 407/408.
6 Bescnl. vom 14. 7. 19B6-2 0VGB 61186.
7 Der Blly VGH bekräftigt obite r freilich die Statt haftigke it auch kassatori-
scher Enlscheidungen (a.a.O .• Fußn. I . S. 16); krit . dazu Knemeyer,
BayeriscbesKommunalrecht , 6. Aull . 1988, S. 162 f .
8 Vgl. Kopp, VwGO , 7. Aull . 1986. § 80 RdNr. 38(5. 8(2) .
9 Urt . vom 13.9. 1979. OOV 1980, 99/100 = Sug~rlFUsslinIVog~l, Ent-
scheidungssammlung zum Kommunalrecht Beden-w ürteemberg, 1985
ff. , GemO § 36 E 6.
10 Dazu Kopp (Fußn. 8), § 113 RdNr. 47 (5 . 1123).
c) Dennoch erwecken Begründung und Ergebnis des Erkennt-
nisses des BayVGH gewisse Bedenken, gerade auch beim Blick
auf den Beschluß desselben Senats vom 6. 10. 1987. Die man-
gelnde Verwaltungsakts-Qualität des Sitzungsausschlusses - nur
über ihn. nicht über den Saalverweis hatte das Gericht noch zu
befinde n - wird nämlich allein aus der fehlenden Außenwirkung
abgeleitet. Nun meint aber Art. 35 Satz I BayVwVfG gewiß zu-
alle rers t die Beziehung zwischen (Erlaß..) Behörde und dritten
Personen (privaten wie öffenllichen Rechts) . Wird jedoch das Ver-
hältnis zwischen verschiedenen ..Kcntrast 't-Organen innerhalb ein
und desselben Rechtsträgers ebenfalls als rechtliches begriffen!" ,
dann ist damit schwerlich vereinbar . ..nach außen" ausschließlich
mit inter-personal gleichzusetzen. Die Grenze verläuft vielm ehr
weder zwischen juristischer Person (G emei nde) und natürlicher
Person (Gemeinde ratsm itgliede r) noch zwischen gemeindlichen
Organ(te il)e n - erster Bürgermeister und Ratsangeh öriger - , son-
dern im Kollegialgremium zwischen Vo rsitzendem (erster Bürger-
meister; Art . 36 Satz 1 GO) und ..einfachem" Mitglied (s . Art. 31
Abs . 1 und 2 Satz I GO). Soweit letzterem mitgliedscbahliche
Kompetenzen durch Gesetz und im Einklang hiermit durch die
Geschäftsordn ung zugewiesen sind . kommt ihm auch (Teil-)
Rechtsfähigkeit zu, und daher fragt sich auch nur noch , ob dessen
eigene Recbtspositionen (gemäß § 42 Abs. 2 VwGO) beeinträch-
tigt sein mögen l 2•
Im übrigen sollt e auch die Behörden-Eigenschaft kommunaler
Organ(teil · )e wie die ..AusschUS..-Ouetität des Gemeinderats
(gemäß An. W Abs. 4, An. 71, 88lf. BayVwVfG) nicht ernstlich
bezwe ifelt werden - das zweite nimmt offensichtlich auch der
BayVGH im Beschluß vom Oktober 1987 an. Denn die Funktions-
fähigkeit eine r öffentlichen. hoh eitlichen Veranstaltung zu
sichern , deren Gegen stand An gelegenheiten des gemeinen Wohls
sind. gehört zum Kernbereich der .,Aufgaben öffentlicher Verwal-
tun g (Art. lAbs. 2 BayVwVfG). Verwaltungseffizienz wird ja
manchmal sogar als Grundrechtsschranke eingese tzt!",
d) Zu diesen einigermaßen theoretischen Überlegungen kommt
hinzu , daß zwar in der Tat der Zustimmungsbeschluß des
Kollegialorgans nach Art. 53 Abs. 1 Satz 3 GO etc. keine s beson-
deren Vollzugs (durch den ersten Bürgermeister gemäß Art. 36
Satz I GO ) bedarf. Das Problem liegt aber doch darin. wie der
dem Vorsitzenden zuzurechnende Sitzungsausschluß zu vollziehen
oder nötigenfalls gar zu vollstrecken ist . Wirksamkeit und Fähig-
keit zur Bestandskraft eignen nur Verwaltungsakten. sie allein
sind taugliche Titel. Aus der Sicht des betroffenen Gremiumsmit-
glieds jedoch ist entscheidend der effektive Rechtsschutz (A rt . 19
Abs . 4 GG ), welchem im Regel-Ausnahme-Mechanismus des § 80
(Abs . 1 und 2) VwGO angemessen Rechnung getragen werden
kann. Gegenüber einer als schlicht -hoheitlich gewerteten Ord-
nungsmaßnahme bleibt hingegen nur der Weg des § 123 Abs. 1
(Satz 2) VwGO, d.h. aber. in aller Regel besteht selbst bei rechts-
wid rigem Handeln des Vorsitzenden keine Möglichkeit, einen
Suspensiveffekt zu bewirken, wenn et wa die Sitzun g am späten
Nachmitta g od er abends sta tt findet. Mehr noch : Folgte aus dem
..Wesen " einer derartigen An ordnung, ..daß sie sofort und unbe-
dingt zu befolgen ist..l4, so könnte das weitere Verw eilen am Sit-
zungstisch oder gar bloß im Saal auf Antrag hin als Hausfriedens-
bruch (§ 123 StGB) bestraft werden. wie dies in de r Ta t bereits
erfolgt istts . Bei einem Verwaltungsakt wäre hier die Aufforde-
rung . sich zu entfernen, unwirksam. wenn sie sich als nichtig dar-
ste llte (A n . 43 Abs. 3, An. 44 BayVwVfG ). und dann fehlte
bereits eine Tatbestandsvoraussetzung strafrechtlicher Ahndung;
zumindest auf Nichtigkeit hin dürfte und müßt e das o rdentliche
Gericht aber die Anordnung näher prüfen . Zwar ist auch üe)der
rechtswidrige Realakt nich tig; gerade hier wäre er freilich keines-
11 Vgl. nunmehr Schoch, JuS 1987, 7831785 ; Schnapp, VerwArch . 78
(1987) , S . 407/416 ff .
12 Vgl. Schoch, a.a .O . (Fußn. 11). 5. 786 f. ; Tettinger, Besond eres Verwal-
tungsrecht , 1986, S. 34.
13 S. etwa von MutilU, NJW 1982. 2150 ff .
14 So das OLG Kartsrune (Fußn . 9).5. 100.
15 Dem Urtei l des OLG KarIsmh e pflichten be i Kunu U .Q. , Kommentar
zur Ge mO BW., 4. Aufl . 1984 ff ., 136 RdNr . 5; für Sitzungsausschluß
a.A. M(JS$onISamp~r, Bayer. Kommunalgesetze. 1961 ff ., Art . 53 GO
RdNr .11.
wegs (faktisch) wirkungslos, denn der rechtliche Mangel würde
erst hemach festges tellt!
e) Des weite ren ergebe n sich durchaus Konsequenzen für einen
(anschließenden) Saalverweis. Zunächst ist diese (Ordnungs-)
Verfügung von dem (vorherigen) Ausschluß von der weiteren
Teilnahm e an den Beratungen eines Gremiums zumindes t dann
schon rein ta tsächlich abge hoben. wenn dessen Sitzun g öffentlich
war. Auch von Rechts wegen gibt es aber gar kein speziell gegen
(Gemeinderats- etc.) Mitglieder geri chtetes Gebo t zum Verl assen
des Sitzungssaals. Diese Maßnahme ist vielmehr öffentlichkeitsbe-
zogen in der Weise, daß jeder Anweseede '" - Zuhörer wie Gre-
miumsmitglied - sie gleichermaßen gewärt igen muß. Dies zeigt
sich etwa beim ..befangenen" Ra tsangehöri gen (Art . 49 Abs . I
GO . Art . 43 Abs . 1 Lkrö. Art . 40 Abs . 1 8 e20). der vom Zuhö-
rerraum aus "störte", aber ebe nso beim aus and eren in der Person
liegenden Gründen dort - und nicht (mehr) am Beratungstisch -
verweilenden Mitglied . Zuge spitzt formuliert: Ein Saalverweis
richtet sich immer gegen Außensteh ende, die dem Gremium ent-
weder überhaupt nicht angehören oder deren Mitgliedschaftsver-
hältnis zur Zeit ..ruht ..l7• Daher wird hier auch das Mitglied als
Dritter betroffen , und alle Merkm ale des Art. 35 Satz I BayVwVfG
sind erfüllt.
f) Ein letzter , verfah rensmäßiger Aspekt sei noch herausge-
stellt , welcher die beiden Entscheidungen des BayVGH in gewis-
ser Weise verbindet. Die nach Art . 53 Abs . I Satz 3 GO zwingend
notwendige Zustimmung des Ge meinde rats zum Sitzungsaus-
schluß ergeht in Beschlußform; eine o rdnungsgemäße Ladung
kann es insoweit jedoch nicht in der Weise geben, daß ein entspre-
chender Tagesordnungspunkt vom ersten Bürgermeister in die
jeweilige Agende aufgenommen wird (5. Art . 46 Abs . 2 Satz 1,
Art. 47 Abs . 2 GO). Wenn nun aber eine ..fortg esetzte" erhebli-
che Störung auf eine einzige , nicht auf aufeinanderfolgend e Sit-
zungen zu beziehen ist - für diese Ansicht des Ba yVGH spricht die
Regelung des Art . 53 Abs . 2 GO ebenso wie ein Vergleich mit den
Ordnungsbefugnissen der (Rats-)Vorsitzenden anderswo'f -, dann
liegt hier ein gesetzlich normierter Fall von Dringlichkeit vor , so
daß zwar auch für das zu einem Zustimmungsbeschluß führende
Verfahren die Vorschriften der Art. 47 Abs. 2, Art. 48 Abs . I
Satz 2. Art . 49 (Abs. 1). Art . 51 Abs . 1 Satz 1. Art . 52 (Abs. 2
Satz 1) GO einzuhalten sind. jedoch unerhebl ich bleibt , ob etwa
nach Maßgabe der Geschäftsordn ung ein drin gender Antrag noch
währ end der Sitzung zuzulassen wäre!". Freili ch obliegt es dem
Vorsitzenden und ihm allein, die Billigung seiner Ordnungsrnaß..
nahme durch das Kolle gium einzuholen. Er ist da bei jedoch nicht
daran gehinde rt. einen Ausschlußantrag aus der Mine des Gre-
16 Einschließlich des Vonitzenden (etwa bei Trun kenheit) , an dessen Stelle
dann freilich (wegen ..Verhinde rung") sein SteUvertr eter agieren müßt e;
überdies bestünde ..persönliche Beteiligung".
17 D.h. bis zu einer ..Abberufung" nach An. 86 BayVwVfG. wie sie auch
der BilY VGH für zulä.uig erachte t (a .8.0., Fußn. I , S. 84).
18 S. nur § 36 Abs. 3 Satz 1Ge mO BW.; § 44Abs. 2 Nds.GO.
19 Vgl. § 24 Abs. 2 der MU!ltergeschäfuordnung für Gemeinderä te. Bek .
des Bayer.StMI vom 30. 3. 1984 (MAßI. S. 112), abgedruckt bei M4J-
sonlSamper, a.a .O. (Fußn . 15), Anh ang zur GO, Nr. 3.4.
miums aufzugreifen und darüber abstimmen zu lassen. Daß auch
eine nachträgliche "Genehmigung" des SitzungsausschJusses20
nicht auszuscheiden hat , ergibt sich bei Annahme eines Verwal-
tungsaktes ohne weiteres aus Art. 45 Abs. I Nr. 4 BayVwVfG .
4. . SIUM_1izei und KoUegialprbuip
Allerdings möchte der hier vertreten en Auffassung mit dem VOH
Baden- w ürttemberg" entgegengehalten werden. der Sitzungsaus-
schluß jede nfallsZ2 sei kein e ..hoh eitliche " Maßnahme ..im Subor-
dinationsverhältni s" . Abgesehen davon , daß die genann te Ent-
scheidung den (Parallel-) Fall des Art. 53 Abs. 2 GO (= § 36
Abs. 3 Satz 2 GemO BW) zum Gegenstand hatte . spricht bereits
die Kennzeichnung als ..Ordnungs't-Befugnisse , als ..Sitzungspoli-
zei..23 , gegen das Vorliegen koordinationsrechtlicher Beziehun-
gen , zumindest im Verhältnis des Vorsitzenden zu (so nstigen)
Gremiumsmitgliedem. Damit sind eben dem primus inter pares im
Kollegium auch im Gemeinderat etc. spezifische Eingritfsrechte
zugewiese n; nur er, der Vorsitzende , kann kraft seiner Sonder-
stellung hiervon Gebrauch mach en . Beschlösse das Kol1egialorgan
dergl eichen mit noch so großer Mehrheit , so bliebe dies gegen die
Stimm e des Vorsitzenden ein rechtliches Nullum. Recht sverhält-
nisse innerh alb eines Organs und (e inheitliches) Auftreten des
Organs nach auße n gehören verschiede nen Ebenen an . Daß im
letzteren Fall der Mehrheitswille das gesamte Kollegium verpflich-
tet , erlaubt dah er keine Rückschlüsse auf die Bewertung kontra-
stierender Zuständigkeiten in ein em Gremium.
s, SdtIaIl
Es wäre nach alldem zu begrüßen, würde der BayVGH seine Auf-
fassung zur Rechtsnatur eines Sitzungsausschlusses noch einmal
überdenk en. Auch wenn sich mit ihr leben läßt - führt sie letztlich
nicht zu einer weiteren Machrverschiebung hin zum ohnedies
schon ..sta rken" Individualorgan, damit aber zu einer Beeinträch-
tigung der (zahlenmäßig) Schwachen , der Minderheit , die jeden-
falls nicht durch übergeordnete Interessen unausweichlich geboten
erscheint?24
Professor Dr. Ludwig GramIich, DieburgIWürzburg
20 And ers verhält es sich beim Saalverweis . für den Art. 53 Abs. 1 Satz 2
GO als Rechtsgrundlage in Betracht kommt. Die Bestätigung durch den
Gemeinden t brach te also hier nur eine politische Legitimation.
21 Un ovom 11. 10. t983. VBIBW 1983, 342 f .• abgedruckt bei Sug~rIFa.u­
linlVogd, a.a.O . (Fu8n. 9) , Ge mO t 36 E 8.
22 Ein auf einen bestimmten Raum eines Geb äudes beschränk tes und befri-
stetes Hausverbo t (gegenüber ZUhörern von Gemeindents.sitzungen)
erachtete de r VGH Batkn·WW'nt'mbf'rg dagege n mehrfach als eine n Ver-
waltungsakt (s. Besehl. vom 25. 6. 1969, ESVGH 19. 2091212; vom
3. 11. 1981, sowie das zuvor angeführte Urt., abgedruckt bei Sugol
FilulinlVogrl . a.a .O .• Fußn . 9, Ge mO I 36 E 1,7,8).
23 Vgl. Kopp, a.e.O . (Fußn. 8). t 55 RdNm . 6 ff. (5 . 514 f.) .
24 Die Bejahung einer Verwaltun gsakts-Qualität bringt überdi es rech ts-
staa tliche "Anreicherung~ , etwa Anh örun g(serwlgungen , s. Art. 28
Abs. I und 2 Nr. 1 BayVwVfG), Bestimmtheitsgebot (Art . 37 Abs . 1
BayVwVfG), Anspruch auf schriftliche Bestätigung mitsamt Begrün -
dung (Art . 37 Abs . 2 Satz 2, Art . 39 Abs. I BayVwVfG)!
